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EU: Das Stockholmer Fünfjahresprogramm für Justiz und Inneres
Die EU-Kommission hat jetzt ein neues Programm für Justiz und Inneres  vorgeschlagen, das bis zum Jahresende 2009 vom Europäischen Rat beschlossen werden soll. Am 1. Juli 2009 hat Schweden die EU-Ratspräsidentschaft übernommen. Das Stockholmer Fünfjahresprogramm soll die Rechte der Bürgerinnen und  Bürger  fördern, außerdem verspricht es Erleichterungen bei der justiziellen Zusammenarbeit. Der politische Impuls für die Schaffung eines gemeinsamen Raumes der Freiheit, Sicherheit und des Rechts ging von den Programmen von Tampere (1999) und Den Haag (2005) aus. Eine gute justizielle Zusammenarbeit in Europa gewinnt gerade auch im Familienrecht immer größere Bedeutung. Das Stockholmer Programm sieht unter anderem vor, insbesondere im Erb- und Testamentsrecht, aber auch im Ehegüterrecht die gegenseitige Anerkennung zu verstärken und dadurch die Vollstreckung von Gerichturteilen zu vereinfachen.

Bundesrat: Reform des Güterrechts gebilligt
Am 12. Juni 2009 hat der Bundesrat die Reform des Zugewinnausgleichs gebilligt, die bereits am 14. Mai 2009 vom Bundestag verabschiedet wurde. (s. a. Newsletter Nr. 6/09) Künftig soll unter anderem im Falle einer Trennung oder Scheidung mehr Schutz vor Manipulationen des Vermögens geboten werden. Der einstimmig angenommene Gesetzentwurf der Bundesregierung soll auch einige Ungerechtigkeiten bei der Berechnung des Zugewinns beseitigen. Das Gesetz tritt am 1. September 2009 in Kraft. (BMJ-Pressemitteilung,  BMJ-Information).
BGH: Zusätzliche Altersvorsorge des Unterhaltspflichtigen
Auch der Unterhaltspflichtige darf grundsätzlich neben der gesetzlichen Altersvorsorge eine zusätzliche Altersvorsorge betreiben, die beim Ehegattenunterhalt mit einem Betrag bis zu 4 % seines Bruttoeinkommens zu berücksichtigen ist. Dabei kommt es nach der Rechtsprechung des Senats zu den wandelbaren ehelichen Lebensverhältnissen nicht darauf an, ob bereits während der Ehezeit Beiträge für eine solche Altersvorsorge gezahlt wurden. 
Bei der Billigkeitsentscheidung, ob der nacheheliche Unterhalt herabgesetzt oder begrenzt werden kann, muss vor allem berücksichtigt werden, inwieweit Nachteile durch die Ehe entstanden sind, die es erschweren, für den eigenen Unterhalt zu sorgen. § 1578 b BGB beschränkt sich allerdings nicht auf die Kompensation ehebedingter Nachteile, sondern berücksichtigt auch eine darüber hinaus gehende nacheheliche Solidarität.
(S. a. Newsletter Nr. 6/09, „Dauer des nachehelichen Krankheitsunterhalts“)

Az XII ZR 111/08, Urteil vom 27.5.2009, beim BGH unter Entscheidungen, BGH-Pressemitteilung. 

BGH: Nichtigkeit des Ehevertrages
Wenn im Ehevertrag ein Ausschluss des Versorgungsausgleichs kompensationslos vereinbart wird und die Ehefrau bei Abschluss des Vertrages schwanger ist, ist der Vertrag nach § 138 Satz 1 BGB nichtig. Die Ehegatten haben bewusst in Kauf genommen, dass die Frau wegen Kindesbetreuung alsbald aus dem Berufsleben ausscheiden und bis auf Weiteres keine eigenen Versorgungsanrechte erwerben wird.
Az XII ZB 94/06, Beschluss vom 18.3.2009, beim BGH unter Entscheidungen.

OLG Koblenz: Säuglingserstausstattung
Die Erstausstattung eines Säuglings stellt Sonderbedarf im Sinne des § 1613 II 1 Ziffer 1 BGB dar. Auf dem Wege der Schätzung kann von einem Pauschalbetrag von 1000 Euro ausgegangen werden, soweit nicht überdurchschnittliche Verhältnisse vorliegen. 

Az 11 UF 24/09, Urteil vom 12.5.2009.
OLG Düsseldorf: Krankheit in der Ehe
Eine Erkrankung, die während der Ehe ausgebrochen ist, ist  nicht zwingend ein ehebedingter Nachteil. Die Erwerbsunfähigkeit, die wegen der Krankheit eingetreten ist, gehört im Regelfall als allgemeines Lebensrisiko zur Risikosphäre des Erkrankten. Das gilt auch dann, wenn die Erkrankung durch die Scheidungsproblematik oder durch Eheprobleme beeinflusst wurde. Der Unterhalt kann auch dann befristet werden, wenn die Erwerbstätigkeit während der Ehe für längere Zeit unterbrochen war. Dies gilt insbesondere dann, wenn große Unterschiede im beruflichen Qualifikationsniveau der Parteien schon zum Zeitpunkt der Heirat vorlagen. 

Az II-8 UF 203/08, Urteil vom 1.4.2009.

OLG Karlsruhe: Befristung des Unterhaltsanspruchs
Auch wenn die Ehefrau keine ehebedingten Nachteile geltend machen kann, muss ihr bei einer langen Ehedauer ein maßgeblicher Zeitraum zugebilligt werden, für den sie sich auf die Unterstützung des geschiedenen Ehemanns verlassen darf. Das gebietet die nacheheliche Solidarität. Die Ehe dauerte 17 Jahre, deshalb wird der Unterhalt gemäß § 1578 b II BGB auf vier Jahre nach Rechtskraft der Ehescheidung befristet. 

Az 2 UF 200/08, Beschluss vom 25.2.2009. 
OLG Karlsruhe: Berufstätigkeit und Betreuung eines 11jährigen Kindes
Eine aus dem Ausland stammende Ehefrau war während der Ehe nicht berufstätig. Deswegen und weil sie schlecht Deutsch spricht, durfte sie darauf vertrauen, zunächst keine Erwerbstätigkeit ausüben zu müssen. Diese elternbezogenen Gründe sprechen für eine Verlängerung des Betreuungsunterhalts gemäß § 1570 I 2 BGB. 
Einer bislang nicht erwerbstätigen Ehefrau kann nach einer Übergangszeit trotz der Betreuung eines 11-jährigen Kindes nach dem Wechsel des Kindes auf eine weiterführende Schule eine Berufstätigkeit im Umfang von 30 Wochenstunden zugemutet werden.
Az 2 UF 102/08, Urteil vom 17.2.2009.
OLG Schleswig: Altersunterhalt
Auch bei einer Scheidung nach langer Ehedauer kann der Altersunterhalt herabgesetzt und befristet werden. Ehedauer und Kindererziehung sind weniger entscheidend als das Vorliegen ehebedingter Nachteile. Der bedürftige Ehegatte kann gegen den Unterhaltsschuldner einen Schadensersatzanspruch haben, wenn der Unterhaltsschuldner eine von ihm bezogene Rente verschweigt und dies dazu führt, dass er einen geringeren Unterhaltsbetrag zahlen muss. 

Az 15 UF 76/08, Urteil vom 26.1.2009. 
OLG Hamm: Keine Erwerbsobliegenheit bei sinnvoller Weiterbildung
Die Unterhaltsberechtigte kommt ihrer grundsätzlich bestehenden teilschichtigen Erwerbsobliegenheit zurzeit nicht nach, weil sie an einer Fortbildung teilnimmt. Das ist nicht zu beanstanden, weil diese Weiterbildungsmaßnahme – Teilzeitausbildung zur Bürokauffrau – nicht nur sinnvoll, sondern gemäß § 1574 III BGB sogar geboten ist. Denn ein Anknüpfen an die juristische Ausbildung, die sie 1996 mit dem juristischen Staatsexamen beendet hatte, bietet keine ausreichenden Erfolgsaussichten. 
Az 13 UF 88/08, Urteil vom 23.1.2009
Kammergericht: Keine Abänderung eines Alttitels über Krankheitsunterhalt
Der geschiedene Ehegatte ist durch ein Urteil, das vor der Gesetzesänderung zum 1.1.2008 ergangen ist, verpflichtet worden, nachehelichen Unterhalt zu zahlen. Die begünstigte Ehefrau war bei Rechtskraft der Scheidung so krank, dass sie nicht arbeiten konnte. Dieses Urteil darf nicht abgeändert werden, um den Unterhalt zu begrenzen, solange die Ehefrau ihre Obliegenheit erfüllt, alle zur Wiederherstellung ihrer Gesundheit erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen. 

Az  16 UF 131/08, Urteil vom 27.11.2008.
OLG Zweibrücken: Keine Vollzeittätigkeit bei siebenjährigem Kind
Ein sieben Jahre altes Kind braucht noch eine weitgehend lückenlose Betreuung und Beaufsichtigung. Selbst wenn es eine Fremdbetreuung von 8 bis 16 Uhr gibt, kann von der betreuenden Mutter keine vollschichtige Erwerbstätigkeit erwartet werden. Der Unterhaltsanspruch darf nicht herabgesetzt oder zeitlich begrenzt werden, solange keine zuverlässige Prognose über den Wegfall der mit der Betreuung verbundenen ehebedingten Nachteile möglich ist. 

Az 2 UF 99/08, Urteil vom 3.9.2008
VG Koblenz: Namensänderung nur aus wichtigem Grund
Der bloße Wunsch, einen anderen Namen zu tragen, rechtfertigt keine Namensänderung. Hierfür bedarf es vielmehr wichtiger Gründe, die das Interesse der Allgemeinheit an der Beibehaltung des Namens überwiegen. Der Wunsch, das Verwandtschaftsverhältnis zum leiblichen Vater zu dokumentieren, gehört nicht dazu. Auch die Absicht, sich von einem Teil der Familie zu distanzieren, stellt keinen wichtigen Grund für eine Namensänderung dar.
Az 5 K 279/09.KO, Urteil vom 6.5.2009

LG Hildesheim: Übertragung des Schadensfreiheitsrabatts
Im Fall der Trennung kann ein Ehegatte verpflichtet werden, dem anderen den Schadensfreiheitsrabatt zu übertragen, den der andere erzielt hat. Voraussetzung dafür ist, dass der PKW von dem einen Ehegatten ausschließlich genutzt wurde und lediglich aus formalen Gründen wegen der Möglichkeit der kostengünstigeren Versicherung die Versicherungspolice auf den Namen des anderen, den PKW nicht tatsächlich nutzenden Ehegatten abgeschlossen war. 
Az 7 S 41/08, Beschluss vom 1.9.2008 (BeckRS 2009, 12843)
Zeitschrift Forum Familienrecht
Im August 2009 erscheint das Doppelheft 7/8 mit einem Editorial von RAin Ingeborg Rakete-Dombek: „Enttäuschte Hoffnung und versteckte Reparaturgesetze“; mit einem Bericht von RAin Sima Kretzschmar über die Veranstaltung der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht auf dem Deutschen Anwaltstag in Braunschweig, außerdem Aufsätze mit dem Schwerpunktthema FamFG, u.a. von Harald Vogel, Weiterer aufsichtführender Richter am FG Berlin: „Das vereinfachte Verfahren“ und von RA Dr. Mathias Grandel: „PKH für ein beabsichtigtes Rechtsmittelverfahren der ZPO und in Ehe- und Familienstreitsachen des FamFG. Rechtsprechung zum Betreuungsunterhalt, u.a. BGH vom 6.5.2009, Az XII ZR 114/08 mit einer Anmerkung von RA Klaus Schnitzler und BGH vom 18.3.2009, Az XII ZR 74/08, Anm. RA Dr. Wolfgang Hachenberg.
http://www.forum-familienrecht.de/neu/startseite.php 

Termine

SommerIntensiv in Saas Fee, 30. August bis 5. September 2009: noch sind Plätze frei. Themen: Über aktuelle Entwicklungen im Familienrecht mit dem Schwerpunkt Unterhaltsrecht referiert RiBGH Dr. Frank Klinkhammer. Über den neuen und alten Versorgungsausgleich referieren RA Klaus Weil und Arndt Voucko-Glockner; schon aus Haftungsgründen sollte gerade in diesem Rechtsbereich ein gesundes Problembewusstsein vorherrschen. Die Reform des Versorgungsausgleichs ist der geeignete Zeitpunkt, das vorhandene Wissen aufzufrischen und die Neuregelungen zu erarbeiten. Das ausführliche Programm finden Sie auf unserer Internetseite, wo Sie sich auch anmelden können. 
Die diesjährige Herbsttagung und Mitgliederversammlung findet vom 26. bis 28. November 2009 in Bamberg statt; Überschrift: „Der Reformgipfel“. Das Programm ist bereits auf unserer Internetseite veröffentlicht. 
Seminare der AG Familienrecht im DAV in allen OLG-Bezirken, organisiert von der conventionspartners GmbH, finden Sie auf unserer Internet-Seite, wo Sie sich auch online anmelden können. Im vielfältigen Angebot finden Sie unter anderem die Seminarserie zur „Aktuellen OLG-Rechtsprechung im Familienrecht“. 

conventionpartners GmbH, Tel. 0228 - 35 00 441 Fax: 0228 - 35 00 450 

e-mail: info@cp-bonn.de
5. Weltkongress für Familienrecht und Kinderrechte vom 23. bis 26. August 2009 in Halifax, Kanada. Nähere Informationen unter www.lawrights.asn.au .
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